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Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 

Bekanntgabe der Feststellung gemäß § 5 Abs. 2 UVPG 

für Änderungen und Ergänzungen von Zufahrten und Arbeitsflächen für die Errichtung 
der 380-kV-Leitung Stade – Landesbergen, Abschnitt Stade – Sottrum, Teilabschnitt 

Raum Stade, LH-14-3110, Bereich Mast 1 – Mast 7 

 

Die TenneT TSO GmbH hat im Zuge des Neubaus der 380-kV-Freileitung Stade – Landesbergen, 
Abschnitt Stade – Sottrum, Teilabschnitt Raum Stade gem. § 43d Energiewirtschaftsgesetz 
(EnWG) in Verbindung mit den §§ 15 bis 27 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) sowie den §§ 72 bis 78 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) Änderungen im 
Bereich der Freileitungsmasten 1 bis 7 bei der Niedersächsischen Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr, Stabsstelle Planfeststellung, Göttinger Chaussee 76 A, 30453 
Hannover, beantragt. 

Die vorliegende Planung umfasst Änderungen im Bereich der Masten 1 bis 7 des am 27.04.2018 
– AZ. P231-05020-23 – planfestgestellten Vorhabens „380-kV-Leitung Stade – Landesbergen, 
Abschnitt: Stade – Sottrum, Teilabschnitt: Raum Stade, LH-14-3110“. Gegenstand der 
Planänderung ist eine notwendige kleinräumige Verschiebung ausgewählter Maststandorte im 
Rahmen der Bauausführungsplanung und Ergänzung und Erweiterung ausgewählter temporärer 
(bauzeitlicher) Zufahrten und Baustelleneinrichtungsflächen im Rahmen der Bauvorbereitung 
(Ertüchtigung und Ausbau von Wegen für Großgerät und Baustellenverkehr). Zudem ist die 
Verschiebung und Verlegung einzelner dauerhafter Zufahrten nach Abstimmung mit den 
betroffenen Grundstückseigentümern vorgesehen. 

Es war eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gem. § 9 Abs. 1 S. 2 UVPG i. V. m. § 7 Abs. 
1 UVPG als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien 
durchzuführen, da in dem ursprünglichen Verfahren bereits eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt worden ist. Die UVP-Pflicht besteht für das Änderungsvorhaben, wenn die 
allgemeine Vorprüfung ergibt, dass die Änderung zusätzliche erhebliche nachteilige oder andere 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei 
der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 

Diese Vorprüfung wurde anhand 

 der Merkmale des Vorhabens, insbesondere seiner Größe und Ausgestaltung, 

 des Standorts des Vorhabens, insbesondere der ökologischen Empfindlichkeit und 
Schutzbedürftigkeit des Gebiets, das durch das Vorhaben möglicherweise beeinträchtigt 
wird, sowie bestehender Nutzungen dieses Gebietes, etwa als Fläche für Siedlung und 
Erholung, sowie 

 der möglichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt, auch hinsichtlich ihrer Art 
und Schwere und ihres Ausmaßes 

durchgeführt. 

Dabei wurden die von der TenneT TSO GmbH vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung und 
Verminderung von Umweltbeeinträchtigungen berücksichtigt. 

Die Vorprüfung hat ergeben, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen, die nach § 25 
Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge zu 
berücksichtigen wären, voraussichtlich nicht entstehen. 

 

1. Merkmale des Vorhabens 

1.1 Größe des Vorhabens 

Mit Datum vom 27.04.2018 wurde für das Vorhaben „Errichtung und Betrieb der 380-kV-Leitung 
Stade – Landesbergen Abschnitt: Raum Stade, LH-14-3110 im Landkreis Stade“ der 
Planfeststellungsbeschluss erlassen. Die Planänderung wirkt sich im Wesentlichen im direkten 
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Umfeld der Freileitungsmasten 1 bis 7 aus. Für die Bauausführung ergibt sich nun ein zusätzlicher 
Bedarf an temporären und dauerhaften genutzten Wegeflächen. Überwiegend handelt es sich 
um die Ertüchtigung bestehender bzw. planfestgestellter Wege, jedoch werden auch randlich 
angrenzende Biotopflächen in Anspruch genommen. Zudem erfolgt eine kleinräumige 
Verschiebung einzelner Masten. 

Für das Vorhaben erfolgt eine temporäre Anlage von Wegen auf einer Gesamtfläche von ca. 
27.200 m² für die Dauer der Bauphase, sowie eine dauerhafte Anlage von Wegen auf einer 
Gesamtfläche von ca. 2.000 m² als Erweiterung von bereits planfestgestellten Arbeitsflächen und 
Wegen. 

1.2 Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und 
biologische Vielfalt 

Durch die Planänderung kommt es zu keiner Veränderung des Grundwassers oder zur Änderung 
oder Verlegung von Gewässern. 

Die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt werden nicht beeinträchtigt. 

Es erfolgt eine nur geringe dauerhafte Versiegelung, da nur vereinzelt dauerhafte Zuwegungen 
geplant sind. Die temporären Zuwegungen werden nach Abschluss der Bauphase rekultiviert. 

Die Planänderung verursacht keine visuellen Veränderungen. Es findet auch keine zusätzliche, 
dauerhafte Zerschneidung statt. 

1.3 Erzeugung von Abfällen 

Im Rahmen der Baumaßnahme entsteht keine Abfallerzeugung. 

1.4 Umweltverschmutzung und Belästigungen 

Die technische Planung der 380-kV-Freileitung wird abgesehen von den kleinräumigen 
Verschiebungen der Masten 3 und 4  nicht verändert. Daher kommt es auch zu keinen 
Veränderungen in Bezug auf elektrische und magnetische Felder sowie Lärm- und 
Schadstoffemissionen. Zusätzliche Risiken für die menschliche Gesundheit werden daher nicht 
bewirkt. 

1.5 Unfallrisiko 

Im Rahmen der Planänderung werden keine schädlichen Stoffe oder Technologien verwendet.  

 

2. Standortbezogene Kriterien 

2.1 bestehende Nutzungen des Gebietes, insbesondere als Fläche für Siedlung und Erholung, 
für land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzungen, für sonstige wirtschaftliche und öffentliche 
Nutzungen, Verkehr, Ver- und Entsorgung 

Über das bereits planfestgestellte Vorhaben hinaus, ergeben sich durch die Planänderung keine 
weiteren empfindlichen Nutzungen des Gebietes. 

2.2 Reichtum, Verfügbarkeit, Qualität und Regenerationsfähigkeit der natürlichen Ressourcen, 
insbesondere Fläche, Boden, Landschaft, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, des 
Gebiets und seines Untergrunds 

Es liegen keine besonderen Ausprägungen vor, die über jene Ausprägungen hinausgehen, die 
im Planungsraum weit verbreitet sind. Zudem besteht eine Vorbelastung durch bestehende oder 
planfestgestellte Wege und Flächen, die durch die geplanten Arbeitsflächen und Wege 
kleinflächig ergänzt werden sollen. 

Bei den in Anspruch zu nehmenden Biotoptypen handelt es sich überwiegend um 
Offenlandbiotope (vor allem Staudenfluren, Grünland und Wege). Nur vereinzelt und kleinflächig 
kommt es zum Eingriff in Gehölze. Die temporären Eingriffsflächen können somit i.d.R. nach 
Abschluss der Bauphase an gleicher Stelle gleichwertig wiederhergestellt werden und sind damit 
reversibel.  
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Durch die Änderungsflächen werden keine Lebensräume von Arten in Anspruch genommen, die 
über die Inanspruchnahme durch das planfestgestellte Vorhaben hinausgehen, sodass keine 
neuen Konflikte entstehen. Unter Beachtung der planfestgestellten Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen sind keine erheblichen Auswirkungen auf die Fauna zu erwarten. 

Vom Bauvorhaben sind nur Böden mit Wert- und Funktionselementen von allgemeiner 
Bedeutung betroffen. Die dauerhaften Zufahrten werden als durchlässige Befestigungen 
angelegt. Die Art der Auswirkungen geht nicht über jenes aus der Planfeststellung hinaus. 
Lediglich der Umfang erhöht sich geringfügig. Dabei handelt es sich überwiegend um temporäre 
Eingriffe (temporäre Anlage von Wegen auf einer Gesamtfläche von ca. 27.200 m² für die Dauer 
der Bauphase sowie dauerhafte Anlage von Wegen auf einer Gesamtfläche von 1.836 m² als 
Erweiterung von bereits planfestgestellten Arbeitsflächen und Wegen).  

Als Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahme ist die Ergänzung planfestgestellter Wege bzw. 
die Nutzung des Trassenraums der Neubauleitung vorgesehen. Dabei erfolgt überwiegend eine 
temporäre Inanspruchnahme von Flächen, die nach Abschluss der Bauphase rekultiviert werden. 
Die planfestgestellten Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen sind auch auf die hier 
beantragten Änderungsbereiche anzuwenden. Eine Erweiterung des Maßnahmenkatalogs ist 
nicht erforderlich. Durch die bei der Realisierung des Bauvorhabens vorgesehene ökologische 
Baubegleitung wird vom Beginn der Baumaßnahme bis zur Abnahme der 
Kompensationsmaßnahme die Einhaltung der im Planfeststellungsbeschluss formulierten Ziele 
und Bestimmungen kontrolliert und dokumentiert. 

2.3 Schutzkriterien 

Von dem Vorhaben sind temporär gesetzlich geschützte Biotope betroffen, die gleichwertig 
wiederhergestellt werden können: 

 § 30 BNatSchG-Biotop (Rohrkolben-Landröhricht, NRR), temporäre 
Flächeninanspruchnahme: 8 m² 

 § 24 NAGBNatSchG-Biotop (Feuchtgebüsch nährstoffreicher Standorte, BFR1), 
temporäre Flächeninanspruchnahme: 14 m² 

 § 24 NAGBNatSchG-Biotop (mittelalter Streuobstbestand, HOM), temporäre 
Flächeninanspruchnahme: 202 m² 

Das Schloss Agathenburg befindet sich in einem Abstand von ca. 1.100 m zur geplanten 
Neubauleitung. Durch die Planänderung „Änderungen Mast 1 – Mast 7“ sind keine zusätzlichen 
Auswirkungen zu erwarten, da weder die Leitungsführung noch die Masthöhen verändert werden. 

Weitere Beeinträchtigungen sind nicht abzusehen. 

 

Gesamteinschätzung der Auswirkungen des Vorhabens 

Die Vorhabenträgerin hat hinsichtlich der Merkmale des Vorhabens nachvollziehbar dargelegt, 
dass das Vorhaben nur geringfüge Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft verursacht, da 
es sich nur um eine kleinräumige und zum Teil zeitlich begrenzte Maßnahme an bereits 
planfestgestellten Masten und Zufahrten handelt. 

Durch das Vorhaben ergeben sich keine erheblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter. Die 
Anlage von Wegen ist überwiegend nur temporär. Nach Abschluss der Bauphase stehen diese 
Flächen wieder ihrer ursprünglichen Nutzung zur Verfügung. Die dauerhaften Nutzungen erfolgen 
kleinflächig auf Standorten mit geringer Empfindlichkeit. 

Für die Flächen, die nicht gleichwertig wiederhergestellt werden können, erfolgt eine 
Kompensation durch die Erweiterung der planfestgestellten Kompensationsfläche in 
Wiepenkathen. Aus den dauerhaft anzulegenden Zuwegungen ergibt sich ein 
Kompensationserfordernis das kompensiert wird. Die Eingriffe in den Naturhaushalt und den 
Boden werden durch die Erweiterung der planfestgestellten Kompensationsfläche in 
Wiepenkathen kompensiert. Die bereits planfestgestellten Vermeidungs- und 
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Verminderungsmaßnahmen werden angewendet. Eine ökologische Baubegleitung wird 
eingesetzt. 

Es erfolgen keine Eingriffe in Schutzgebiete gemäß BNatSchG & NWG oder sonstige geschützte 
Gebiete, mit Ausnahme von kleinflächiger, temporärer Inanspruchnahme (224 m²) von gesetzlich 
geschützten Biotopen. Es handelt sich dabei überwiegend um temporäre Eingriffe in 
Offenlandbiotope, die gleichwertig wiederhergestellt werden können. 

Es müssen keine Lebensräume von Arten, die über die Inanspruchnahme durch das 
planfestgestellte Vorhaben hinausgehen, beansprucht werden. Von dem Vorhaben sind 
ausschließlich Böden mit Wert- und Funktionselementen von allgemeiner Bedeutung betroffen. 

Durch die Planänderung erfolgt kein Eingriff in Bodendenkmale und auch keine Beeinträchtigung 
von Baudenkmälern. 

Das Landschaftsbild wird nicht erheblich verändert. Es finden keine erheblichen Eingriffe in 
Grund- und Oberflächenwasser statt. Der Flächenverbrauch ist als unerheblich einzuschätzen, 
da es sich überwiegend nur um temporäre Inanspruchnahme handelt und nur geringe dauerhafte 
Zuwegungen angelegt werden. 

Im Planungsraum sind keine Vorhaben bekannt, durch die erheblich kumulierende Wirkungen zu 
erwarten sind. 

 

Ergebnis 

Abschließend ist nach überschlägiger Prüfung festzustellen, dass durch das Vorhaben bau,- 
anlage- und betriebsbedingt keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen, die über die 
Auswirkungen der planfestgestellten Höchstspannungsleitung hinausgehen, zu erwarten sind. 
Eingriffe in Natur und Landschaft werden entsprechend kompensiert. Eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht deshalb nicht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nach § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig 
anfechtbar ist. 

 

Hannover, 11.02.2020     i. A. Welminski 


